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Einleitung 

A. Das Verhältnis zwischen den Grundrechten 
und dem EU-Kartellverfahrensrecht 

Die EU-Grundrechte und das europäische Kartellverfahrensrecht sind zwei 
Rechtsbereiche, die aus historischer und materiell rechtlicher Sicht eng verbun-
den sind. 

Aus historischer Sicht ergibt sich die enge Verbundenheit dadurch, dass Rechts-
streitigkeiten im Bereich des EU-Wettbewerbsrechts einen großen Beitrag zur Ent-
wicklung der EU-Grundrechte, der prätorischen Ausarbeitung ihres materiellen 
Gehalts und ihrer Dogmatik geleistet haben1. Von Unternehmen erhobene Klagen 
gegen Entscheidungen der Kommission im Bereich des Wettbewerbsrechts haben 
den Gerichtshof der Europäischen Union dazu veranlasst, sich wiederholt mit der 
Frage der Geltung von Grundrechten im Kartellverfahren vor der EU-Kommission 
zu befassen und sie durch seine Rechtsprechung zu den allgemeinen Grundsätzen 
des EU-Rechts als immanenten Teil des EU-Rechts (damals noch Gemeinschafts-
rechts) anzuerkennen. Die Rechtsprechung des EuGH zu den EU-Grundrechten 
hat diesen Weg, der zur Proklamierung der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union2 („GRCH“) im Jahre 2000 und zur Erklärung ihrer Verbindlichkeit 
und ihres Primärrechtsranges durch den Vertrag von Lissabon (Art. 6 Abs. 1 EUV) 
führte, geöffnet und geebnet.

Die materiell rechtliche Verbundenheit der EU-Grundrechte und des EU-Wett-
bewerbsrechts manifestiert sich in zwei Aspekten. Zum einen beruhen die freie 
wirtschaftliche Tätigkeit und die Institution „Wettbewerb“ auf grundrechtlichen 
Freiheiten. Dies ist auf den ordoliberalen Ansatz zurückzuführen, wonach wirt-
schaftliches Handeln im Rahmen ausdrücklicher oder impliziter Regeln stattfin-
det3. Die Wettbewerbsfreiheit wie sie in Art. 101 und 102 AEUV zum Ausdruck 
kommt, stellt ein zentrales Element der bereits durch die Römischen Verträge ge-
troffenen Entscheidung für das Marktwirtschaftsprinzip innerhalb der Europä-
ischen Union dar und gehört somit zur Wirtschaftsverfassung der Europäischen 

	 1	Vgl. auch Douglas-Scott, CMLRev 2006, 629 (643), der auch agrarrechtliche Verfahren 
vor dem EuGH zu den Verfahren zählt, die zur Entwicklung der Grundrechtsrechtsprechung 
des EuGH beigetragen haben.
	 2	Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. EU v. 26.10.2012, C 326/391.
	 3	Vgl. Vanberg, „Wettbewerbsfreiheit“ als Maßstab der Wettbewerbspolitik, in: Bechtold/
Jickeli/Rohe (Hrsg.), S. 829.
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Union4. Darüber hinaus sind diese Vorschriften auch Teil  der Wettbewerbsord-
nung der EU5. Eine freie Wettbewerbsordnung setzt nicht nur die Privataunomie 
voraus, sondern fördert sie gleichzeitig. Funktioniert der Wettbewerb ordentlich, 
haben Marktteilnehmer eine größere wirtschaftliche Freiheit6. Der Wettbewerb 
als Institution und Leitidee der Wirtschaftsverfassung der EU schützt nicht nur 
die grundrechtlich geschützte wirtschaftliche Freiheit (siehe insbesondere Art. 15 
GRCH über die Berufsfreiheit und das Recht zu arbeiten sowie Art.  16 GRCH 
über die unternehmerische Freiheit) der Marktteilnehmer sondern auch die Hand-
lungsfreiheit und die Gleichheit der Staatsbürger, die hauptsächlich als Verbrau-
cher am Markt teilnehmen7. Der Schutz der Gleichheit ergibt sich dadurch, dass 
eine Beschränkung der wirtschaftlichen Freiheit gleichzeitig eine Beschränkung 
des Rechts des Einzelnen auf gleichberechtigte Teilnahme am Wirtschaftsverkehr  
bedeutet.

Grundrechtliche Freiheiten werden vom freien Wettbewerb nicht nur voraus-
gesetzt und gefördert sondern auch durch ihn mittelbar beschränkt. Für die Ver-
wirklichung der auf Verfassungsebene getroffenen Entscheidung zu Gunsten eines 
Systems freien und unverfälschten Wettbewerbs, der der allgemeinen Wohlfahrt 
dient, werden die „Spielregeln“, i. e. das Wettbewerbsrecht aufgestellt. Diese nor-
mativen Verhaltensanweisungen beschränken die wirtschaftlichen Grundrechte 
und die Privatautonomie, indem sie z. B. marktbeherrschenden oder marktmäch-
tigen Unternehmen bestimmte Handlungen untersagen8. Insofern ermächtigen 
Art. 101 und Art. 102 AEUV zu Grundrechtseingriffen. Solche Eingriffe dienen 
wiederum dazu, die Handelsfreiheit der von diesen marktbeherrschenden oder 
marktmächtigen Unternehmen abhängigen Wirtschaftsteilnehmer zu schützen. 
Daran wird auch der ambivalente Charakter der Vorschriften, die den freien Wett-
bewerb schützen, deutlich. Einerseits schützen sie die grundrechtliche Freiheit und 
andererseits ermächtigen sie zu Grundrechtseingriffen.

Ferner stellen die Grundrechte die wichtigste Schranke der Tätigkeit der Kom-
mission im Bereich des EU-Kartellverfahrensrechts dar. Da neben natürlichen Per-
sonen auch juristische Personen Grundrechtsträger sind, sind die Ermittlungs- und 
Ahndungsaktionen der Kommission im Rahmen des EU-Kartellverfahrensrechts 
an den Grundrechten zu messen. Die Bindung der Kommission an die Grundrechte 
bei der Durchsetzung des EU-Wettbewerbsrechts ist auch in der Kartellverfahrens-
verordnung 1/2003 niedergelegt9. 

	 4	Vgl. Immenga/Mestmäcker, in: Immenga/Mestmäcker (Hrsg.), Die Bedeutung der Wett-
bewerbsregeln in der Wirtschaftsverfassung der EU, Rdnr. 35.
	 5	Vgl. grundlegend dazu EuGH, Urteil v. 13.7.1966, verb. Rs. 56–58–64, Établissements 
Consten S.à.R. L. und Grundig-Verkaufs-GmbH/Kommission, Slg. 1966, 322 (394). 
	 6	Vgl. Shoda, in: Fuchs/Schwintowski/Zimmer (Hrsg.), S. 379.
	 7	So Shoda, in: Fuchs/Schwintowski/Zimmer (Hrsg.), S. 379.
	 8	Siehe dazu Shoda, in: Fuchs/Schwintowski/Zimmer (Hrsg.), S. 381.
	 9	Siehe insbesondere Erwägungsgrund 37 und Artikel 27 Abs. 2.
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Die besondere Rolle der Grundrechte im EU-Kartellverfahren wird nicht zuletzt 
daran erkennbar, dass die grundrechtliche Argumentation der Unternehmen in Kla-
gen gegen im Rahmen des Kartellverfahrens erlassene Entscheidungen der Kom-
mission im Laufe der Zeit nicht nur häufiger zu finden ist, sondern auch differen-
zierter, durchdachter und anspruchsvoller geworden ist. Das zeugt davon, dass die 
Problematik der Wirkung von Grundrechten auf die Kompetenzen der Kommis-
sion im EU-Kartellverfahren sowie auf die Struktur und den Ablauf des Kartell-
verfahrens selbst nicht nur von der Literatur aufgegriffen wurde, sondern auch die 
Praxis intensiv beschäftigt10. Der besondere Reiz der Untersuchung des Verhält-
nisses zwischen den EU-Grundrechten und dem EU-Kartellverfahrensrecht be-
steht darin, dass es sich dabei nicht nur um eine Frage von rein akademischem In-
teresse, sondern auch um eine Thematik handelt, die die Praxis, Rechtsanwender 
und Unternehmen, gleichfalls interessiert11. Darüber hinaus handelt es sich beim 
Grundrechtsschutz im Rahmen des EU-Kartellverfahrens um ein dynamisches 
und sich stets entwickelndes Konzept, das ein faires Verfahren für die Betroffe-
nen gewährleisten muss. Der Grundrechtsschutz muss den Entwicklungen im EU-
Wettbewerbsrecht folgen und sich entsprechend anpassen, um dem Postulat eines  
fairen Verfahrens zu entsprechen12.

Die Untersuchung des Verhältnisses zwischen den EU-Grundrechten und dem 
EU-Kartellverfahrensrecht erscheint auch deswegen besonders sinnvoll, weil die 
Grundrechtsschutzarchitektur der Europäischen Union, nach der Erhebung der 
Europäischen Grundrechtecharta durch den Lissabon-Vertrag zum rechtsverbind-
lichen, den beiden EU-Verträgen gleichrangigen Rechtsinstrument, in absehbarer 
Zukunft einen erneuten bedeutsamen Wandel durch den Beitritt der EU zur Euro-
päischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte („EMRK“) erleben wird. 
Der Beitritt ist nunmehr als Pflicht (und keine Option) in Art. 6 Abs. 2 EUV vor-
gesehen. Das 14. Zusatzprotokoll zur EMRK, das unter anderem in Art. 17 die 
Möglichkeit des Beitritts der Europäischen Union zur EMRK vorsieht, ist am 
1.6.2010 in Kraft getreten13. Die Verhandlungen zwischen der EU und dem Euro-
parat über den Beitritt laufen bereits. 

Die künftige Eingliederung der EMRK in die EU-Rechtsordnung der EU ist 
auch als Ausfluss der Rechtsprechung des EuGH über die Grundrechte als all-

	 10	Die Zunahme der grundrechtlichen Argumentation in der Verteidigung von Unternehmen 
gegen Ermittlungsaktionen und Vorwürfe der Kommission wurde schon zur Zeit des Inkrafttre-
tens der VO 1/2003 prognostiziert: Siehe Ameye, ECLR 2004, 332 (336).
	 11	Vgl. auch Anderson/Cuff, Fordham International Law Journal 2011, 385 (387). 
	 12	Das betonte auch A. Italianer, Generaldirektor der Generaldirektion Wettbewerb, in seinem 
Vortrag „Safeguarding due process in antitrust proceedings“ bei der Annual Conference on  
International Antitrust Law and Policy des Fordham Competition Law Institute am 23.9.2010, 
abrufbar unter http://ec.europa.eu/competition/speeches/text/sp2010_06_en.pdf.
	 13	Siehe die Pressemitteilung des Europarates vom 15.5.2010, abrufbar unter http://www.
echr.coe.int/NR/rdonlyres/57211BCC-C88A-43C6-B540-AF0642E81D2C/0/CPProtocole14 
EN.pdf.


